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Allgemeine Geschäftsbedingungen 
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§1 Allgemeine Grundlagen 
1.1 Die Damudo GmbH wird im folgenden als Auftragnehmer bez-
eichnet. 
1.2 Für sämtliche Rechtsgeschäfte zwischen dem Auftraggeber 
und dem Auftragnehmer gelten ausschließlich diese Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen. Maßgeblich ist jeweils die zum Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses gültige Fassung. 
1.3 Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten auch für alle 
künftigen Vertragsbeziehungen, somit auch dann, wenn bei 
Zusatzverträgen darauf nicht ausdrücklich hingewiesen wird. 
1.4 Einkaufsbedingungen des Auftraggebers werden für das ge-
genständliche Rechtsgeschäft und die gesamte Geschäftsbezi-
ehung hiermit ausgeschlossen. 
1.5 Angebote sind grundsätzlich freibleibend. 
1.6 Entgegenstehende Allgemeine Geschäftsbedingungen des 
Auftraggebers sind ungültig, es sei denn, diese werden vom 
Auftragnehmer ausdrücklich schriftlich anerkannt. 
1.7 Für den Fall, dass einzelne Bestimmungen dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen unwirksam sein und/oder werden sollten, 
berührt dies die Wirksamkeit der verbleibenden Bestimmungen 
und der unter ihrer Zugrundelegung geschlossenen Verträge 
nicht. Die unwirksame ist durch eine wirksame Bestimmung, die 
ihr dem Sinn und wirtschaftlichen Zweck nach am nächsten 
kommt, zu ersetzen. 
 
§2 Umfang des Auftrages / Stellvertretung 
2.1 Der Umfang eines konkreten Beratungsauftrages wird im 
Einzelfall vertraglich vereinbart. 
2.2 Die Durchführung der vertragsgegenständlichen Leistungen 
durch den Auftragnehmer erfolgt, soweit nichts anderes vereinbart 
wurde, in den Geschäftsräumen des Auftragnehmers innerhalb 
der normalen Arbeitszeit des Auftragnehmers. Erfolgt 
ausnahmsweise und auf Wunsch des Auftraggebers eine Leis-
tungserbringung außerhalb der normalen Arbeitszeit, werden die 
Mehrkosten gesondert in Rechnung gestellt. 
2.3 Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm obliegenden Auf-
gaben ganz oder teilweise durch Dritte erbringen zu lassen. Die 
Bezahlung des Dritten erfolgt ausschließlich durch den Auftrag-
nehmer selbst. Es entsteht kein wie immer geartetes direktes Ver-
tragsverhältnis zwischen dem Dritten und dem Auftraggeber. 
2.4 Sofern der Auftragnehmer auf Wunsch des Auftraggebers 
Leistungen Dritter vermittelt, kommen diese Verträge ausschlie-
ßlich zwischen dem Auftraggeber und dem Dritten zu den jeweili-
gen Geschäftsbedingungen des Dritten zustande. Der Auftrag-
nehmer ist nur für die von ihm selbst erbrachten Dienstleistungen 
verantwortlich. 
2.5 Der Auftraggeber verpflichtet sich, während sowie bis zum Ab-
lauf von drei Jahren nach Beendigung dieses Vertragsverhältnis-
ses keine wie immer geartete Geschäftsbeziehung zu Personen 
oder Gesellschaften einzugehen, deren sich der Auftragnehmer 
zur Erfüllung seiner vertraglichen Pflichten bedient. Der 
Auftraggeber wird diese Personen und Gesellschaften insbe-
sondere nicht mit solchen oder ähnlichen Beratungsleistungen 
beauftragen, die auch der Auftragnehmer anbietet. 
2.6 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, etwaige vertragsge-
genständlichen Softwareprogramme entsprechend dem Leistung-
sumfang der jeweils nachstehenden vertraglich vereinbarten Sup-
portklasse zu erfüllen: 
 
Supportklasse A: 
- Informationsservice: der Auftraggeber wird über neue Pro-
grammstände, verfügbare Updates, Programmentwicklungen etc. 
informiert. 
- Hotline-Service: der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber in-
nerhalb der vereinbarten Hotline-Zeiten des Auftragnehmers bei 
fallweise auftretenden Problemen für Beratungen im Zusammen-
hang mit dem Einsatz der vertragsgegenständlichen Softwarepro-
gramme zur Verfügung stehen. Der Auftragnehmer ist berechtigt, 
bei wiederholter Inanspruchnahme dieser Beratung für 
gleichartige Probleme eine weitere vertragsgegenständliche 
Beratung von zusätzlichen, außerhalb dieses Vertrages 
liegenden, kostenpflichtigen Schulungsmaßnahmen abhängig zu 
machen. 
- Archivierung und Bereitstellung der vertragsgegenständlichen 
Softwareprogramme: der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Ar-
chivierung der von ihm entwickelten und vertragsgegenständ-
lichen Softwareprogramme in vom Computer lesbarer Form sowie 
der Dokumentation in einem zur Erfüllung der Verpflichtungen 
nach diesem Vertrag notwendigen Umfang und stellt diese falls 
notwendig, entsprechend den Bestimmungen des dem Erwerb 
zugrundeliegenden Vertrages, dem Auftraggeber zur Verfügung. 
 
Supportklasse B: 
- Update Service: Der Auftragnehmer stellt zum von ihm festgeleg-
ten Termin dem Auftraggeber die vom Hersteller bereitgestellten 
Programm-Updates zur Verfügung. In diesen sind Korrekturen von 
Fehlern, Behebung eventueller Programmprobleme, die weder 
beim Probelauf noch beim Praxiseinsatz innerhalb der Gewähr-
leistungsfrist auftreten, Verbesserungen des Leistungsumfanges, 
Änderungen der Softwareprogramme aufgrund gesetzlicher Än-
derungen enthalten. Gesetzliche Änderungen, die zu einer neuen 
Programmlogik führen, d.h. Änderungen bereits vorhandener 
Funktionen, die zu neuen Programmen und Programmodulen füh-
ren, sowie eventuell notwendige Erweiterungen der Hardware, 
fallen nicht unter Leistungen dieses Vertrages. Diese Programme 
werden neben den notwendigen Datenträgern und Dokumenta-
tionen dem Auftraggeber gesondert angeboten. 
 
Supportklasse C: 
- Installation von Programm-Updates: der Auftragnehmer über-
nimmt das Einspielen bzw. Aufsetzen der neuen Programm-Up-
dates auf das vertragsgegenständliche Computersystem. 
- Problembehandlung vor Ort: falls die Problembehandlung des 
vertraglich festgelegten Leistungsumfanges nicht durch Hotline-
Service, Remote-Support etc. gelöst werden kann, wird der 
Auftragnehmer diese am Standort des Computersystems vorneh-
men. 
2.7 Der Auftragnehmer ist berechtigt, die zur Erbringung der 
Dienstleistungen eingesetzten Einrichtungen nach freiem Ermes-
sen zu ändern, wenn keine Beeinträchtigung der Dienstleistungen 
zu erwarten ist. 
2.8 Sollte die barrierefreie Ausgestaltung nicht ausdrücklich ver-
einbart worden sein, so obliegt dem Auftraggeber die Überprüfung 
der Leistung auf ihre Zulässigkeit im Hinblick auf das Bundes-Be-
hindertengleichstellungsgesetz durchzuführen. 
2.9 Beide Vertragspartner können jederzeit Änderungen des Leis-
tungsumfangs verlangen ("Change Request"). Eine gewünschte 
Änderung muss jedoch eine genaue Beschreibung derselben, die 
Gründe für die Änderung, den Einfluss auf Zeitplanung und die 
Kosten darlegen, um dem Adressaten des Change Requests die 
Möglichkeit einer angemessenen Bewertung zu geben. Ein 
Change Request wird erst durch rechtsgültige Unterschrift beider 

Vertragspartner bindend. 
 
§3 Leistungsstörungen 
3.1 Ein zu behandelnder Fehler liegt vor, wenn das jeweils ver-
tragsgegenständliche Softwareprogramm oder Dienstleistung ein 
zu der entsprechenden Leistungsbeschreibung/Dokumentation in 
der jeweils letztgültigen Fassung abweichendes Verhalten 
aufweist und dieses vom Auftraggeber reproduzierbar ist. 
Mängelrügen sind schriftlich an den Auftragnehmer zu richten und 
sind jedoch nur gültig, wenn sie reproduzierbare Mängel betreffen 
und wenn sie innerhalb von 4 Wochen nach Lieferung der verein-
barten Leistung schriftlich dokumentiert erfolgen. Den durch eine 
verspätete Meldungentstehenden Mehraufwand bei der Feh-
lerbeseitigung trägt der Auftraggeber. 
Zwecks genauer Untersuchung von eventuell auftretenden Feh-
lern ist der Auftraggeber verpflichtet, das von ihm verwendete 
Computersystem (bei Systemen im Online-Verbund mit anderen 
Rechnern auch die entsprechende Verbindung), Softwarepro-
gramme, Protokolle, Diagnoseunterlagen und Daten in angemes-
senem Umfang für Testzwecke während der Normalarbeitszeit 
dem Auftragnehmer kostenlos zur Verfügung zu stellen und den 
Auftragnehmer zu unterstützen. 
Erkannte Fehler, die vom Auftragnehmer zu vertreten sind, sind 
von diesem in angemessener Frist einer Lösung zuzuführen. Von 
dieser Verpflichtung ist der Auftragnehmer dann befreit, wenn im 
Bereich des Auftraggebers liegende Mängel dies behindern und 
von diesem nicht beseitigt werden. Eine Lösung des Fehlers er-
folgt durch einen Software-Update oder durch angemessene Aus-
weichlösungen ("Workaround"). 
3.2 Beruht die Mangelhaftigkeit auf Beistellungen oder Mitwir-
kungen des Auftraggebers oder auf einer Verletzung der Verpflich-
tungen des Auftraggeber ist jede unentgeltliche Pflicht zur Mängel-
beseitigung ausgeschlossen. In diesen Fällen gelten die vom 
Auftragnehmer erbrachten Leistungen trotz möglichen Ein-
schränkungen dennoch als vertragsgemäß erbracht. Der Auftrag-
nehmer wird auf Wunsch des Auftraggebers eine kostenpflichtige 
Beseitigung des Mangels unternehmen. 
3.3 Im Falle der Gewährleistung hat Verbesserung jedenfalls Vor-
rang vor Preisminderung oder Wandlung. 
3.4 Der Auftraggeber hat nicht die Berechtigung Fehler in Hard- 
und/oder Software selbst zu korrigieren. 
3.5 Die Beweislastumkehr, also die Verpflichtung des Auftrag-
nehmers zum Beweis seiner Unschuld am Mangel, ist ausges-
chlossen. 
 
§4 Nicht durch diesen Vertrag gedeckte Leistungen 
4.1 Falls nicht explizit anders geregelt, werden die Kosten für 
Fahrt, Aufenthalt und Wegzeit für die mit der Ausführung der 
Dienstleistung beauftragten Personen des Auftragnehmers sepa-
rat verrechnet. 
4.2 Im Falle unberechtigter Inanspruchnahme von Leistungen ist 
der Auftragnehmer berechtigt, die angefallenen Kosten dem 
Auftraggeber mit den jeweils gültigen Kostensätzen in Rechnung 
zu stellen. 
4.3 Leistungen, die durch Betriebssystem-, Hardwareänderungen 
und/oder durch Änderungen von nicht vertragsgegenständlichen 
wechselseitig programmabhängigen Softwareprogrammen und 
Schnittstellen bedingt sind. 
4.4 Individuelle Programmanpassungen bzw. Neuprogrammier-
ungen. 
4.5 Programmänderungen aufgrund von Änderungen gesetzlicher 
Vorschriften, wenn sie eine Änderung der Programmlogik erfor-
dern. 
4.6 Der Auftragnehmer wird von allen Verpflichtungen aus dem 
vorliegenden Vertrag frei, wenn Programmänderungen in den ver-
tragsgegenständlichen Softwareprogrammen ohne vorherge-
hende Zustimmung des Auftragnehmers von Mitarbeitern des 
Auftraggebers oder Dritten durchgeführt, oder die Softwarepro-
gramme nicht widmungsgemäß verwendet werden. 
4.7 Eine barrierefreie Ausgestaltung iSd Bundesgesetzes über die 
Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Bundes-Be-
hindertengleichstellungsgesetz–BGStG), diese kann gesondert 
angefordert werden. 
4.8 Die Beseitigung von durch den Auftraggeber oder Dritten 
verursachten Fehlern. 
4.9 Verluste oder Schäden, die direkt oder indirekt durch Hand-
lungen oder Unterlassungen bei der Bedienung durch den 
Auftraggeber oder Anwender entstehen. 
4.10 Datenkonvertierungen, Wiederherstellung von Datenbestän-
den und Schnittstellenanpassungen. 
4.11 Schulungsleistungen. 
 
§5 Aufklärungspflicht des Auftraggebers / Vollstän-
digkeitserklärung 
5.1 Der Auftraggeber sorgt dafür, dass die organisatorischen Rah-
menbedingungen bei Erfüllung des Beratungsauftrages an 
seinem Geschäftssitz ein möglichst ungestörtes, dem raschen 
Fortgang des Beratungsprozesses förderliches Arbeiten erlauben. 
5.2 Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer auch über vorher 
durchgeführte und/oder laufende Beratungen – auch auf anderen 
Fachgebieten – umfassend informieren. 
5.3 Der Auftraggeber sorgt dafür, dass dem Auftragnehmer auch 
ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Erfüllung und 
Ausführung des Beratungsauftrages notwendigen Unterlagen 
zeitgerecht vorgelegt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des 
Beratungsauftrages von Bedeutung sind. Dies gilt auch für alle 
Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst während der 
Tätigkeit des Beraters bekannt werden. 
5.4 Der Auftraggeber sorgt dafür, dass seine Mitarbeiter und die 
gesetzlich vorgesehene und gegebenenfalls eingerichtete Arbeit-
nehmervertretung (Betriebsrat) bereits vor Beginn der Tätigkeit 
des Auftragnehmers von dieser informiert werden. 
 
§6 Sicherung der Unabhängigkeit 
6.1 Die Vertragspartner verpflichten sich zur gegenseitigen Loyal-
ität. 
6.2 Die Vertragspartner verpflichten sich gegenseitig, alle 
Vorkehrungen zu treffen, die geeignet sind, die Gefährdung der 
Unabhängigkeit der beauftragten Dritten und Mitarbeiter 
des Auftragnehmers zu verhindern. Dies gilt insbesondere für An-
gebote des Auftraggebers auf Anstellung bzw. der Übernahme 
von Aufträgen auf eigene Rechnung. 
 
§7 Berichterstattung / Berichtspflicht 
7.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, über seine Arbeit, die 
seiner Mitarbeiter und gegebenenfalls auch die beauftragter Drit-
ter dem Arbeitsfortschritt entsprechend dem Auftraggeber Bericht 
zu erstatten. 
7.2 Den Schlussbericht erhält der Auftraggeber in angemessener 
Zeit, d.h. zwei bis vier Wochen, je nach Art des 
Beratungsauftrages nach Abschluss des Auftrages. 

7.3 Der Auftragnehmer ist bei der Herstellung des vereinbarten 
Werkes weisungsfrei, handelt nach eigenem Gutdünken und in ei-
gener Verantwortung. Er ist an keinen bestimmten Arbeitsort und 
keine bestimmte Arbeitszeit gebunden. 
 
§8 Schutz des geistigen Eigentums 
8.1 Die Urheberrechte an den vom Auftragnehmer und seinen Mi-
tarbeitern und beauftragten Dritten geschaffenen Werke (insbe-
sondere Anbote, Berichte, Analysen, Gutachten, Organisa-
tionspläne, Programme, Leistungsbeschreibungen, Entwürfe, 
Berechnungen, Zeichnungen, Datenträger etc.) verbleiben beim 
Auftragnehmer. Sie dürfen vom Auftraggeber während und nach 
Beendigung des Vertragsverhältnisses ausschließlich für vom 
Vertrag umfasste Zwecke verwendet werden. Der Auftraggeber ist 
insofern nicht berechtigt, das Werk (die Werke) ohne ausdrückli-
che Zustimmung des Auftragnehmers zu vervielfältigen und/oder 
zu verbreiten. Keinesfalls entsteht durch eine unberechtigte 
Vervielfältigung/Verbreitung des Werkes eine Haftung des 
Auftragnehmers – insbesondere etwa für die Richtigkeit des 
Werkes – gegenüber Dritten. 
8.2 Die Anfertigung von Kopien für Archiv- und Datensicher-
ungszwecke ist dem Auftraggeber unter der Bedingung gestattet, 
dass in der Software kein ausdrückliches Verbot des Lizenzgebers 
oder Dritter enthalten ist, und dass sämtliche Copyright- und Ei-
gentumsvermerke in diese Kopien unverändert mitübertragen 
werden. 
8.3 Sollte für die Herstellung der Interoperabilität der gegenständ-
lichen Software die Offenlegung der Schnittstellen erforderlich 
sein, ist dies vom Auftraggeber gegen Kostenvergütung beim 
Auftragnehmer zu beantragen. Kommt der Auftragnehmer dieser 
Forderung nicht nach und erfolgt eine Dekompilierung gemäß Ur-
heberrechtsgesetz, sind die Ergebnisse ausschließlich zur Her-
stellung der Interoperabilität zu verwenden. Mißbrauch hat Schad-
enersatz zur Folge. 
8.4 Der Verstoß des Auftraggebers gegen diese Bestimmungen 
berechtigt den Auftragnehmer zur sofortigen vorzeitigen 
Beendigung des Vertragsverhältnisses und zur Geltendmachung 
anderer gesetzlicher Ansprüche, insbesondere auf Unterlassung 
und/oder Schadenersatz. 
 
§9 Gewährleistung 
9.1 Der Auftragnehmer ist ohne Rücksicht auf ein Verschulden 
berechtigt und verpflichtet, bekannt werdende Unrichtigkeiten und 
Mängel an seiner Leistung zu beheben.Er wird den Auftraggeber 
hievon unverzüglich in Kenntnis setzen. 
9.2 Überprüfte und vom Auftraggeber durch Abnahme bestätigte 
Leistungen und Funktionen sind aus der Gewährleistung-
spflicht ausgenommen.  9.3 Dieser Anspruch des Auftraggebers 
erlischt nach sechs Monaten nach Erbringen der jeweiligen Leis-
tung. 9.4 Für allfällige dem Auftraggeber vom Auftragnehmer 
überlassene Hard- oder Softwareprodukte Dritter gelten vorrangig 
vor den Regelungen dieses Punktes die jeweiligen Gewähr-
leistungsbedingungen des Herstellers dieser Produkte. Bis zur 
vollständigen Bezahlung behält sich der Auftragnehmer das Ei-
gentum an allen von ihm gelieferten Hard- und Softwareprodukten 
vor. 
 
§10 Haftung / Schadenersatz 
10.1 Der Auftragnehmer haftet dem Auftraggeber für Schäden – 
ausgenommen für Personenschäden - nur im Falle groben 
Verschuldens (Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit). Dies gilt sin-
ngemäß auch für Schäden, die auf vom Auftragnehmer beigezo-
gene Dritte zurückgehen. 
10.2 Schadenersatzansprüche des Aufraggebers können nur in-
nerhalb von sechs Monaten ab Kenntnis von Schaden und 
Schädiger, spätestens aber innerhalb von drei Jahren nach dem 
anspruchsbegründenden Ereignis gerichtlich geltend gemacht 
werden. 
10.3 Der Auftraggeber hat jeweils den Beweis zu erbringen, dass 
der Schaden auf ein Verschulden des Auftragnehmers 
zurückzuführen ist. 
10.4 Die Haftung für mittelbare Schäden - wie beispielsweise 
entgangenen Gewinn, Kosten die mit einer Betriebsunterbrechung 
verbunden sind, Datenverluste oder Ansprüche Dritter - wird 
ausdrücklich ausgeschlossen. 
10.5 Ist die Datensicherung ausdrücklich als Leistung vereinbart, 
so ist die Haftung für den Verlust von Daten abweichend von Punkt 
10.4 nicht ausgeschlossen, jedoch für die Wiederherstellung der 
Daten begrenzt bis maximal EUR 10% der Auftragssumme je 
Schadensfall, maximal jedoch EUR 15.000,–. Für die 
Wiederbeschaffung von Daten haftet der Auftragnehmer jedoch 
nicht, wenn deren Verlust durch Malware (wie z.B. Viren, Würmer, 
Trojaner) oder sonstige Kriminalität verursacht wurde. 
10.6 Sofern der Auftragnehmer das Werk unter Zuhilfenahme Drit-
ter erbringt und in diesem Zusammenhang Gewährleistungs - 
und/oder Haftungsansprüche gegenüber diesen Dritten ent-
stehen, tritt der Auftragnehmer diese Ansprüche an den 
Auftraggeber ab. Der Auftraggeber wird sich in diesem Fall vor-
rangig an diese Dritten halten. 
10.7 Schadensersatzansprüche verjähren nach den gesetzlichen 
Vorschriften, jedoch spätestens mit Ablauf eines Jahres ab Kennt-
nis des Schadens und des Schädigers. 
10.8 Soweit und solange Verpflichtungen infolge höherer Gewalt, 
wie z.B. Krieg, Terrorismus, Naturkatastrophen, Feuer, Streik, 
Aussperrung, Embargo, hoheitlicher Eingriffe, Ausfall der 
Stromversorgung, Ausfall von Transportmitteln, Ausfall von Tele-
kommunikationsnetzen bzw. Datenleitungen, sich auf die 
Dienstleistungen auswirkende Gesetzesänderungen nach Ver-
tragsabschluss oder sonstiger Nichtverfügbarkeit von Produkten 
nicht fristgerecht oder nicht ordnungsgemäß erfüllt werden kön-
nen, stellt dies keine Vertragsverletzung dar. 
10.9 Weitergehende als die in diesem Vertrag genannten Gewähr-
leistungs- und Schadenersatzansprüche des Auftraggebers - 
gleich aus welchem Rechtsgrund - sind ausgeschlossen. 
 
§11 Geheimhaltung / Datenschutz 
11.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich zu unbedingtem Still-
schweigen über alle ihm zur Kenntnis gelangenden geschäftlichen 
Angelegenheiten, insbesondere Geschäfts- und Betriebsge-
heimnisse sowie jedwede Information, die er über Art, Betriebsum-
fang und praktische Tätigkeit des Auftraggebers erhält. 
11.2 Weiters verpflichtet sich der Auftragnehmer, über den 
gesamten Inhalt des Werkes sowie sämtliche Informationen und 
Umstände, die ihm im Zusammenhang mit der Erstellung des 
Werkes zugegangen sind, insbesondere auch über die Daten von 
Klienten des Auftraggebers, Dritten gegenüber Stillschweigen zu 
bewahren. 
11.3 Der Auftragnehmer ist von der Schweigepflicht gegenüber 
allfälligen Gehilfen und Stellvertretern, denen er sich bedient, ent-
bunden. Er hat die Schweigepflicht aber auf diese vollständig zu 
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überbinden und haftet für deren Verstoß gegen die Verschwieg-
enheitsverpflichtung wie für einen eigenen Verstoß. 
11.4 Die Schweigepflicht reicht unbegrenzt auch über das Ende 
dieses Vertragsverhältnisses hinaus. Ausnahmen bestehen im 
Falle gesetzlich vorgesehener Aussageverpflichtungen. 
11.5 Der Auftragnehmer ist berechtigt, ihm anvertraute perso-
nenbezogene Daten im Rahmen der Zweckbestimmung des Ver-
tragsverhältnisses zu verarbeiten, zu speichern und zu nutzen. 
Der Auftraggeber leistet dem Auftragnehmer Gewähr, dass hiefür 
sämtliche erforderlichen Maßnahmen insbesondere jene im Sinne 
des Datenschutzgesetzes, wie etwa Zustimmungserklärungen der 
Betroffenen, getroffen worden sind. 
11.6 Der Auftragnehmer wird beim Umgang mit personenbe-
zogenen Daten die Vorschriften des Datenschutzgesetzes und 
des Telekommunikationsgesetzes beachten und die für den 
Datenschutz im Verantwortungsbereich vom Auftragnehmer er-
forderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen 
treffen. Der Auftragnehmer verpflichtet sich insbesondere seine 
Mitarbeiter, die Bestimmungen gemäß §15 des Datenschutzge-
setzes einzuhalten. 
11.7 Dem Auftraggeber steht das Recht der Berichtigung, Sper-
rung und Löschung sowie der Auskunft über seine gespeicherten 
personenbezogenen Daten zu. 
11.8 Dem Auftragnehmer wird das Recht eingeräumt, den 
Auftraggeber in einer Referenzliste zu führen und eine kurze Pro-
jektbeschreibung zu veröffentlichen (ca. 1.800 Textzeichen). 
11.9 Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, die Zulässigkeit der 
vom Auftraggeber in Auftrag gegebenen Datenverarbeitungen im 
Sinne datenschutzrechtlicher Vorschriften zu prüfen. Die Zu-
lässigkeit der Überlassung von personenbezogenen Daten an den 
Auftragnehmer sowie der Verarbeitung solcher Daten durch den 
Auftragnehmer ist vom Auftraggeber sicherzustellen. 
11.10 Der Auftragnehmer ergreift alle zumutbaren Maßnahmen, 
um die an den Standorten des Auftragnehmers gespeicherten 
Daten und Informationen des Auftraggebers gegen den un-
berechtigten Zugriff Dritter zu schützen. Der Auftragnehmer ist 
jedoch nicht dafür verantwortlich, wenn es Dritten dennoch gelingt, 
sich auf rechtswidrige Weise Zugang zu den Daten und Infor-
mationen zu verschaffen. 
11.11 Mit Abschluss des Vertrags erteilt der Auftraggeber seine 
Zustimmung, dass die Daten aus diesem Geschäftsfall auch an 
Unterauftragnehmer, welche bei der Abwicklung dieses Auftrages 
eingebunden werden, übermittelt werden dürfen. 
11.12 Die mit dem Auftragnehmer verbundenen Unterauftrag-
nehmer gelten nicht als Dritte, soweit sie einer inhaltlich diesem 
Punkt entsprechenden Geheimhaltungsverpflichtung unterliegen. 
11.13 Im übrigen gelten die DVR Richtlinien des Auftragnehmers.  
 
§12 Vergütung 
12.1 Nach Vollendung des vereinbarten Werkes oder Erbringung 
der Dienstleistung erhält der Auftragnehmer eine Vergütung 
gemäß der Vereinbarung zwischen dem Auftraggeber und dem 
Auftragnehmer. Die gesetzliche Umsatzsteuer wird zusätzlich ver-
rechnet. 
12.2 Der Auftragnehmer ist berechtigt, dem Arbeitsfortschritt 
entsprechend Zwischenabrechnungen zu legen und dem jeweili-
gen Fortschritt entsprechende Akonti zu verlangen. Die 
Zahlung ist jeweils mit Rechnungslegung durch den Auftrag-
nehmer fällig. Für Zwischenabrechnungen gelten die für den 
Gesamtauftrag festgelegten Zahlungsbedingungen analog. 
12.3 Der Auftragnehmer wird jeweils eine zum Vorsteuerabzug 
berechtigende Rechnung mit allen gesetzlich erforderlichen Merk-
malen ausstellen. 
12.4 Anfallende Barauslagen, Spesen, Reisekosten, etc. sind 
gegen Rechnungslegung des Auftragnehmers vom Auftraggeber 
zusätzlich zu ersetzen. Die Kosten von Programmträgern (z.B. 
Magnetbändern, Magnetplatten, Magnetbandkassetten usw.) 
sowie Dokumentationen und allfällige Vertragsgebühren werden 
gesondert in Rechnung gestellt. 
12.5 Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei nach Vertragsabschluß 
eintretenden Steigerungen von Lohn- und Materialkosten bzw. 
sonstigen Kosten und Abgaben, etwaige Pauschalbeträge 
entsprechend zu erhöhen und dem Auftraggeber ab dem auf die 
Erhöhung folgenden Monatsbeginn anzulasten. Die Erhöhungen 
gelten vom Auftraggeber von vornherein akzeptiert, wenn sie nicht 
mehr als 10% jährlich betragen. 
12.6 Alle Gebühren und Steuern (insbesondere UST) werden 
aufgrund der jeweils gültigen Gesetzeslage berechnet. Falls die 
Abgabenbehörden darüber hinaus nachträglich Steuern oder 
Abgaben vorschreiben, gehen diese zu Lasten des Auftraggebers. 
12.7 Unterbleibt die Ausführung des vereinbarten Werkes aus 
Gründen, die auf Seiten des Auftraggebers liegen, oder aufgrund 
einer berechtigten vorzeitigen Beendigung des Vertragsverhält-
nisses durch den Auftragnehmer, so behält der Auftragnehmer 
den Anspruch auf Zahlung der gesamten vereinbarten Vergü-
tung abzüglich ersparter Aufwendungen. Im Falle der Verein-
barung eines Stundenhonorars ist das Honorar für jene 
Stundenanzahl, die für das gesamte vereinbarte Werk zu erwarten 
gewesen ist, abzüglich der ersparten Aufwendungen zu leisten. 
Die ersparten Aufwendungen sind mit 30 Prozent des Honorars 
für jene Leistungen, die der Auftragnehmer bis zum Tage der 
Beendigung des Vertragsverhältnisses noch nicht erbracht hat, 
pauschaliert vereinbart. 
12.8 Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, Zahlungen wegen nicht 
vollständiger Gesamtlieferung, Garantie- oder Gewährleistung-
sansprüche oder Bemängelungen zurückzuhalten. 
12.9 Im Falle der Nichtzahlung von Zwischenabrechnungen ist der 
Auftragnehmer von seiner Verpflichtung, weitere Leistungen zu er-
bringen, befreit. Die Geltendmachung weiterer aus der 
Nichtzahlung resultierender Ansprüche wird dadurch aber nicht 
berührt. 
12.10 Reisezeiten von Mitarbeitern des Auftragnehmers gelten als 
Arbeitszeit. Reisezeiten werden in Höhe des vereinbarten 
Stundensatzes vergütet. Die genannten Sätze ändern sich 
entsprechend der Preisgleitklausel in Punkt 12.5. Zusätzlich 
werden die Reisekosten und allfällige Übernachtungskosten vom 
Auftraggeber nach tatsächlichem Aufwand erstattet. Die Erstat-
tung der Reise- und Nebenkosten erfolgt gegen Vorlage der Bel-
ege (Kopien). 
12.11 Der Auftragnehmer ist jederzeit berechtigt, die Leistungser-
bringung von der Leistung von Anzahlungen oder der Beibringung 
von sonstigen Sicherheiten durch den Auftraggeber in angemes-
sener Höhe abhängig zu machen. 
12.12 Der Auftragnehmer verrechnet für überfällige Rechnungen 
Verzugszinsen von 3M EURIBOR +7% auf Tagesbasis bis 
Zahlungseingang. Weiters ist der Auftragnehmer berechtigt, dem 
Auftraggeber sämtliche mit der Verfolgung der Ansprüche verbun-
denen Kosten, wie Inkoassospesen und tarifmäßige Kosten des 
Rechtsanwalts, auch für dessen außergerichtliche Leistungen, an-
zulasten. Der Auftragnehmer ist überdies berechtigt, das Entgelt 
für alle bereits erbrachten Leistungen ungeachtet allfälliger 
Zahlungsfristen sofort fällig zu stellen.  
12.13 Falls nicht anders vereinbart, gilt ein Zahlungsziel von 30 
Tagen ab Rechnungsdatum. 
 
§13 Elektronische Rechnungslegung 
13.1 Der Auftragnehmer ist berechtigt, dem Auftraggeber Rech-
nungen auch in elektronischer Form zu übermitteln. Das Format 
wird vom Auftragnehmer vorgegeben, eine automatisierte Ver-
arbeitung wird nicht unterstützt. 
13.2 Der Auftraggeber erklärt sich mit der Zusendung von Rech-
nungen in elektronischer Form durch den Auftragnehmer 
ausdrücklich einverstanden. 
 

§14 Mitwirkungs-und Beistellungspflichten des 
Auftraggebers 
14.1 Der Auftraggeber verpflichtet sich, alle Maßnahmen zu unter-
stützen, die für die Erbringung der Dienstleistungen durch den 
Auftragnehmer erforderlich sind. Der Auftraggeber verpflichtet 
sich weiters, alle Maßnahmen zu ergreifen, die zur Erfüllung des 
Vertrags erforderlich sind und die nicht im Leistungsumfang des 
Auftragnehmer enthalten sind. 
14.2 Sofern die Dienstleistungen vor Ort beim Auftraggeber er-
bracht werden, stellt der Auftraggeber die zur Erbringung der 
Dienstleistungen durch den Auftragnehmer erforderlichen Netz-
komponenten, Anschlüsse, Versorgungsstrom inkl. Spitzenspan-
nungsausgleich, Notstromversorgungen, Stellflächen für Anlagen, 
Arbeitsplätze sowie Infrastruktur in erforderlichem Umfang und 
Qualität (z.B. Klimatisierung) unentgeltlich zur Verfügung. Jeden-
falls ist der Auftraggeber für die Einhaltung der vom jeweiligen 
Hersteller geforderten Voraussetzungen für den Betrieb der Hard-
ware verantwortlich. Ebenso hat der Auftraggeber für die Raum- 
und Gebäudesicherheit, unter anderem für den Schutz vor Was-
ser, Feuer und Zutritt Unbefugter Sorge zu tragen. Der 
Auftraggeber ist für besondere Sicherheitsvorkehrungen (z.B. 
Sicherheitszellen) in seinen Räumlichkeiten selbst verantwortlich. 
Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, den Mitarbeitern des 
Auftragnehmers Weisungen - gleich welcher Art - zu erteilen und 
wird alle Wünsche bezüglich der Leistungserbringung ausschlie-
ßlich an den vom Auftragnehmer benannten Ansprechpartner 
herantragen. 
14.3 Der Auftraggeber stellt zu den vereinbarten Terminen und auf 
eigene Kosten sämtliche vom Auftragnehmer zur Durchführung 
des Auftrages benötigten Informationen, Daten und Unterlagen in 
der vom Auftragnehmer geforderten Form zur Verfügung und un-
terstützt den Auftragnehmer auf Wunsch bei der Problemanalyse 
und Störungsbeseitigung, der Koordination von Verarbeitung-
saufträgen und der Abstimmung der Dienstleistungen. Änder-
ungen in den Arbeitsabläufen beim Auftraggber, die Änderungen 
in den vom Auftragnehmer für den Auftraggeber zu erbringenden 
Dienstleistungen verursachen können, bedürfen der vorherigen 
Abstimmung mit dem Auftragnehmer hinsichtlich ihrer technischen 
und kommerziellen Auswirkungen. 
14.4 Soweit dies nicht ausdrücklich im Leistungsumfang vom 
Auftragnehmer enthalten ist, wird der Auftraggeber auf eigenes 
Risiko und auf eigene Kosten für eine Breitband Netzanbin-
dung sorgen. 
14.5 Der Auftraggeber ist verpflichtet, die zur Nutzung der 
Dienstleistungen vom Auftragnehmer erforderlichen Passwörter 
und Log-Ins vertraulich zu behandeln. 
14.6 Der Auftraggeber wird die dem Auftragnehmer übergebenen 
Daten und Informationen zusätzlich bei sich verwahren, so dass 
sie bei Verlust oder Beschädigung jederzeit rekonstruiert werden 
können. 
14.7 Der Auftraggeber wird alle ihm obliegenden Mitwir-
kungspflichten so zeitgerecht erbringen, dass der Auftragnehmer 
in der Erbringung der Dienstleistungen nicht behindert wird. Der 
Auftraggeber stellt sicher, dass der Auftragnehmer und/oder die 
durch den Auftragnehmer beauftragten Dritten für die Erbringung 
der Dienstleistungen den erforderlichen Zugang zu den Räumlich-
keiten beim Auftraggeber erhalten. Der Auftraggeber ist dafür 
verantwortlich, dass die an der Vertragserfüllung beteiligten Mi-
tarbeiter seiner verbundenen Unternehmen oder von ihm 
beauftragte Dritte entsprechend an der Vertragserfüllung mit-
wirken. 
14.8 Erfüllt der Auftraggeber seine Mitwirkungspflichten nicht zu 
den vereinbarten Terminen oder in dem vorgesehenen Umfang, 
gelten die vom Auftragnehmer erbrachten Leistungen trotz mögli-
cher Einschränkungen dennoch als vertragskonform erbracht. 
Zeitpläne für die von Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen 
verschieben sich in angemessenem Umfang. Der Auftraggeber 
wird die dem Auftragnehmer hierdurch entstehenden 
Mehraufwendungen und/oder Kosten zu den beim Auftragnehmer 
jeweils geltenden Sätzen gesondert vergüten. 
14.9 Der Auftraggeber sorgt dafür, dass seine Mitarbeiter und die 
ihm zurechenbaren Dritten die von Auftragnehmer eingesetzten 
Einrichtungen und Technologien sowie die ihm allenfalls überlas-
senen Vermögensgegenstände sorgfältig behandeln; der 
Auftraggeber haftet dem Auftragnehmer für jeden Schaden. 
14.10 Sofern nichts anderes vereinbart wird, erfolgen Beistel-
lungen und Mitwirkungen des Auftraggebers unentgeltlich. 
 
§15 Dauer des Vertrages 
15.1 Dieser Vertrag endet grundsätzlich mit dem Abschluss des 
Projekts oder der vereinbarten Dienstleistung. Für den Fall, dass 
keine derartige Vereinbarung getroffen wurde, läuft der Vertrag 
auf unbestimmte Zeit. Der Vertrag kann von jedem Vertrag-
spartner unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten 
zum Quartalsende, frühestens aber zum Ende der im Vertrag ver-
einbarten Mindestlaufzeit, durch eingeschriebenen Brief gekün-
digt werden. 
15.2 Der Vertrag kann dessen ungeachtet jederzeit aus wichtigen 
Gründen von jeder Seite ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
mittels eingeschriebenen Brief gelöst werden. Als wichtiger Grund 
ist insbesondere anzusehen, 
- wenn ein Vertragspartner wesentliche Vertragsverpflichtungen 
verletzt oder 
- wenn ein Vertragspartner nach Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens in Zahlungsverzug gerät. 
- wenn berechtigte Bedenken hinsichtlich der Bonität eines Ver-
tragspartners, über den kein Insolvenzverfahren eröffnet ist, 
bestehen und dieser auf Begehren des Auftragnehmers weder 
Vorauszahlungen leistet noch vor Leistung des Auftragnehmers 
eine taugliche Sicherheit leistet und die schlechten Ver-
mögensverhältnisse dem anderen Vertragspartner bei Vertrag-
sabschluss nicht bekannt waren. 
- wenn die Leistungen des anderen Vertragspartners infolge von 
Höherer Gewalt für einen Zeitraum von länger als sechs Monaten 
behindert oder verhindert werden. 
- wenn ein Vertragspartner die Liquidation beschliesst. 
15.3 Dem Auftraggeber steht wegen Überschreitung der in Aus-
sicht gestellten Termine weder das Recht auf Rücktritt noch auf 
Schadenersatz zu. 
 
§16 Nutzungsrechte an Softwareprodukten und Unterla-
gen 
16.1 Soweit dem Auftraggeber vom Auftragnehmer Softwarepro-
dukte überlassen werden oder dem Auftraggeber die Nutzung von 
Softwareprodukten im Rahmen der Dienstleistungen ermöglicht 
wird, steht dem Auftraggeber das nichtausschließliche, nicht über-
tragbare, nicht unterlizenzierbare, auf die Laufzeit des Vertrags 
beschränkte Recht zu, die Softwareprodukte in unveränderter 
Form zu benutzen. 
16.2 Für dem Auftraggeber vom Auftragnehmer überlassene Soft-
wareprodukte Dritter gelten vorrangig vor den Regelungen dieses 
Punktes die jeweiligen Lizenzbestimmungen des Herstellers die-
ser Softwareprodukte. 
16.3 Sofern keine gesonderte Vereinbarung getroffen wird, 
werden dem Auftraggeber keine weitergehenden Rechte an Soft-
wareprodukten übertragen. Die Rechte des Auftraggebers nach 
den §§40(d), 40(e) UrhG werden hierdurch nicht beeinträchtigt. 
16.4 Alle dem Auftraggeber vom Auftragnehmer überlassenen Un-
terlagen, insbesondere die Dokumentationen zu Softwareproduk-
ten, dürfen weder vervielfältigt noch auf irgendeine Weise entgelt-
lich oder unentgeltlich verbreitet werden. 
 
§17 Schlussbestimmungen 
17.1 Die Vertragspartner benennen im Vertrag sachkundige und 

kompetente Ansprechpartner ("Single Point of Contact", "SPOC"), 
die die erforderlichen Entscheidungen fällen oder veranlassen 
können. 
17.2 Die Vertragsparteien bestätigen, alle Angaben im Vertrag 
gewissenhaft und wahrheitsgetreu gemacht zu haben und 
verpflichten sich, allfällige Änderungen wechselseitig umgehend 
bekannt zu geben. 
17.3 Der Auftragnehmer ist berechtigt, den Vertrag auch ohne 
Zustimmung des Auftraggebers auf ein mit dem Auftragnehmer 
konzernrechtlich verbundenes Unternehmen zu übertragen. 
17.4 Änderungen des Vertrages und dieser AGB bedürfen der 
Schriftform; ebenso ein Abgehen von diesem Formerfordernis. 
Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 
17.5 Auf diesen Vertrag ist materielles österreichisches Recht un-
ter Ausschluss der Verweisungsnormen des internationalen 
Privatrechts anwendbar. Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen 
Niederlassung des Auftragnehmers. Für Streitigkeiten ist das 
Gericht am Unternehmensort des Auftragnehmers zuständig. Dies 
gilt auch wenn der Auftrag im Ausland durchgeführt wird. 


